
Landtag   10.07.2013 

Nordrhein-Westfalen 3294 Plenarprotokoll 16/36 

 

die extrem unterschiedliche Strukturen aufweisen. 
Es gibt im Rheinland ganz andere Sparkassengrö-
ßen. Es gibt im Rheinland wirklich eine andere 
Sparkassenkultur als in Westfalen. Dieser Glaube, 
man fasst etwas zusammen, dann hat man Syner-
gieeffekte und alles wird billiger, ist an dieser Stelle 
schlicht und ergreifend unbegründet.  

Wenn sich zeigen sollte, dass aus wirtschaftlichen 
Erwägungen eine Fusion besser wäre, dann verbie-
tet dieses Sparkassengesetz diese Fusion nicht. Es 
erzwingt sie nur nicht. Das ist der Unterschied.  

Herr Schittges, Sie sprachen die Provinzial an. Es 
ging uns gar nicht darum, dass wir entscheiden, ob 
fusioniert werden muss oder nicht. Es ging nur um 
eines: Wenn in diesem Fall nicht fusioniert wird, 
drohte das, was jetzt von der FDP besonders hoch-
gehalten wird, nämlich dass ein öffentlich-rechtlicher 
Teil des Finanzsektors gefährdet worden wäre. 

(Unruhe) 

Es geht darum, wie man sicherstellen kann, dass 
auch die Provinzial in Zukunft in öffentlich-
rechtlicher Hand ist. 

Herr Witzel, was das Auswahlermessen anging, so 
kann ich nur sagen, wir haben nicht am Ende des 
Jahres 2012 auf einmal die Idee gehabt, dass die 
Sparkassenverbände besser nicht fusionieren oder 
nicht zwangsfusionieren sollten. Das ganze Jahr 
2012 über ist es auch mit den Verbänden diskutiert 
worden. 

(Unruhe) 

Es hat sich als besser erwiesen, darauf zu verzich-
ten. Wir haben am Ende des Jahres gesagt, es wä-
re völliger Unsinn, jetzt eine Rechtsverordnung zu 
erlassen, wenn die Absicht des Gesetzgebers klar 
ist, dass das Gesetz geändert wird und die Verord-
nung anschließend wieder zurückholen muss. Dann 
auf eine Verordnung zu verzichten, ist auch nicht 
widerrechtlich. 

(Unruhe) 

Zu den anderen Punkten, die hier geregelt werden, 
etwa die Frauenquote: Herr Witzel, Sie haben 
schon im Haushalts- und Finanzausschuss für Auf-
sehen gesorgt, als Sie sagten, wenn es um so gro-
ße Zahlen und so schwerwiegenden Entscheidun-
gen geht, dann kann man nicht einfach sagen, wie 
viele Frauen in einem solchen Gremium sein soll-
ten. Das würde ich mir wirklich noch einmal überle-
gen. Ich glaube, es gibt eine ganze Reihe von Bei-
spielen dafür, dass der von Ihnen gehegte Zweifel 
widerlegt worden ist. 

(Unruhe) 

Ich glaube, wir haben eine gute Grundlage, auf der 
die Ziele erreicht werden können, die Sie selbst im-
mer postuliert haben. Auf dieser Grundlage sollten 
wir weitermachen. – Danke. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Minister Dr. Walter-Borjans. – Mir liegen jetzt keine 
weiteren Wortmeldungen mehr vor. Ich schließe die 
Beratung, und wir kommen zur Abstimmung. 

Wir stimmen zuerst über den Änderungsantrag der 
Piratenfraktion Drucksache 16/3523 ab. Wer 
stimmt dem Änderungsantrag zu? – Das ist die Pi-
ratenfraktion. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Eine Minderheit! – 
Weitere Zurufe von der SPD) 

– Nein, es sind Teile der Piratenfraktion. 

(Zurufe) 

Wer ist gegen diesen Antrag? – Das sind SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und Teile der CDU. 

(Unruhe und Zurufe) 

Wer möchte sich enthalten? – Das sind Teile der 
Piratenfraktion und die FDP-Fraktion. Damit ist der 
Änderungsantrag, so wie gerade besprochen und 
festgestellt, abgelehnt. 

(Unruhe) 

Wir stimmen über den Gesetzentwurf der Landes-
regierung Drucksache 16/2652 ab. Der Haushalts- 
und Finanzausschuss empfiehlt in der Beschluss-
empfehlung Drucksache 16/3462 – Neudruck –, 
den Gesetzentwurf in der Fassung seiner Beschlüs-
se anzunehmen. Wer stimmt dieser Beschlussemp-
fehlung zu? – Die SPD-Fraktion und Bündnis 90/Die 
Grünen. Wer ist dagegen? – Die CDU-Fraktion und 
die FDP-Fraktion stimmen dagegen. Wer enthält 
sich? – Teile der Piratenfraktion enthalten sich. Da-
mit ist die Beschlussempfehlung mit den Stimmen 
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen angenom-
men und der Gesetzentwurf Drucksache 16/2652 in 
zweiter Lesung verabschiedet. 

Wir stimmen schlussendlich über den Entschlie-
ßungsantrag der CDU-Fraktion Drucksache 
16/3525 ab. Wer stimmt dem Entschließungsantrag 
zu? – 

(Zuruf von der SPD: Acht Mann!) 

Die CDU-Fraktion stimmt zu. Wer stimmt gegen den 
Entschließungsantrag? – Die FDP-Fraktion, Bünd-
nis 90/Die Grünen, die SPD und die Piraten. Enthält 
sich jemand? – Es gibt eine Enthaltung bei den Pi-
raten. Damit ist der Entschließungsantrag abge-
lehnt. 

(Unruhe) 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 

15 Gesetz über die Errichtung des Landesamtes 
für Finanzen und zur Änderung weiterer Ge-
setze 
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Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/2556 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/3463 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/3456 

zweite Lesung 

Für die SPD-Fraktion spricht zuerst Herr Kollege 
Hahnen. 

Uli Hahnen (SPD): Herr Präsident! Meine lieben 
Kolleginnen und Kollegen! Ich will es wie vereinbart 
kurz machen. Wir haben mit dem neuen Landesamt 
für Finanzen eine Bündelung der Aufgaben des bis-
herigen Landesamtes für Personaleinsatzmanage-
ment der Landeskasse in Düsseldorf und den Be-
reich des EPOS Kompetenz Centers. Die intensiven 
Diskussionen sind in den drei Ausschüssen geführt 
worden und müssen heute nicht unbedingt noch 
einmal wiederholt werden, zumal insbesondere die 
Fraktion der CDU nur recht spärlich vertreten ist. 

(Zuruf von der CDU) 

Auch die FDP ist nicht wirklich anwesend. Insofern 
will ich nur darauf hinweisen, dass die Anzahl der 
Landesoberbehörden unterm Strich gleich bleibt. 
Die Stellenzahl im Landeshaushalt erhöht sich nicht. 

Lassen Sie mich eine abschließende Bemerkung 
machen, die etwas verwirrend für mich, aber auch 
für die Kollegen meiner Fraktion war. Das ist das 
Abstimmungsverhalten bei den drei Runden. Ich 
muss zunächst den Piraten das Kompliment ma-
chen, Sie sind in allen drei Ausschüssen konse-
quent bei Ihrer Enthaltung geblieben. 

Im Unterausschuss „Personal“ hat die FDP noch mit 
Nein votiert, die CDU hat sich enthalten. Im mitbera-
tenden Innenausschuss hat sich die CDU dann teil-
weise enthalten und teilweise dagegen gestimmt. 
Die FDP ist zu einer Enthaltung umgeschwenkt. In 
der abschließenden Beratung des Haushalts- und 
Finanzausschusses haben dann CDU und FDP mit 
Nein gestimmt. Ich gehe davon aus, dass Sie in der 
Konsequenz heute zustimmen werden. – Herzlichen 
Dank.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Kollege Hahnen. – Für die CDU-Fraktion erteile ich 
jetzt dem Kollegen Jung das Wort.  

Volker Jung (CDU): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Es passt ins Bild dieser Lan-

desregierung: Als das Statistische Landesamt vor 
wenigen Tagen die Beschäftigtenzahlen im öffentli-
chen Dienst bekannt gab, erhöhte sich die Beschäf-
tigtenzahl des Landes NRW auf wundersame Weise 
um 1 %, obwohl diese Regierung immer wieder be-
tont, im Haushalt gebe es keine strukturellen Spiel-
räume, um die Beamten an der Gehaltsentwicklung 
teilhaben zu lassen.  

Wie zynisch muss das für die vielen Beamten klin-
gen, die jetzt mit einer Nullrunde leben müssen und 
die auch heute wieder draußen demonstriert haben.  

(Zurufe von der SPD) 

Statt die Personalausgaben strukturell zu verän-
dern, flicken Sie einseitig zulasten einer bestimmten 
Personengruppe.  

Auch mit Blick darauf wird klar: Ihr vorgelegter Ge-
setzentwurf zur Errichtung eines Landesamtes für 
Finanzen ist bloßes Flickwerk. Sicher: Im Vorder-
grund steht die Zusammenführung der ursprünglich 
fünf Landeskassen zu einer Landeskasse unter der 
Dienst- und Fachaufsicht des Finanzministeriums. 
Dagegen ist sicherlich nichts einzuwenden. Da 
stimmen wir Ihnen auch zu. Der Weg dahin, nämlich 
über die Auflösung des Landesamtes für Personal-
einsatzmanagement, ist aus unserer Sicht aber 
falsch.  

Meine Damen und Herren, das Personaleinsatzma-
nagement ist vor dem Hintergrund der großen Her-
ausforderungen wichtig, in allererster Linie für die 
Beschäftigten. Ein Arbeitgeber mit über 330.000 
Beschäftigten und zusätzlich 114.000 Beschäftigen 
an den Hochschulen kann auf dieses Instrument 
nicht verzichten.  

Es war richtig und wichtig, dass wir 2007 das Lan-
desamt für Personaleinsatzmanagement gegründet 
haben. Nur dadurch konnte zum Beispiel das Pro-
jekt Schulverwaltungsassistenz angestoßen wer-
den. Die Beschäftigten haben das sehr wohlwollend 
zur Kenntnis genommen. Gleichzeitig konnten 
Strukturen positiv verändert werden.  

Es war ein Fehler der jetzigen Landesregierung, das 
Landesamt für Personaleinsatzmanagement aufzu-
lösen. Es ist aber auch ein Fehler, sich den notwen-
digen Strukturveränderungen zu verweigern. Statt-
dessen schaffen Sie zusätzlich 2.000 Stellen im 
Landeshaushalt ohne Gegenfinanzierung.  

(Beifall von Christian Möbius [CDU]) 

Dadurch kann die Landesregierung ihre Beamtin-
nen und Beamten nicht mehr angemessen bezah-
len und begeht Wortbruch. Das vorhandene Perso-
nal muss angemessen bezahlt werden, und Struktu-
ren müssen verändert werden. Daran führt aus un-
serer Sicht kein Weg vorbei. 

Wir haben im Zuge der Haushaltsberatungen kon-
krete Vorschläge gemacht. Dazu sind entsprechen-
de Fachanträge in die parlamentarische Beratung 
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eingespeist worden: Verwaltungsassistenten an 
Schulen und bei der Polizei, Veränderungen beim 
Arbeitsschutz, Einführung einer Demografiequote, 
Strukturveränderungen bei Portigon. Aber Sie ver-
weigern sich nachhaltig.  

Wie wichtig ein NRW-weites Personaleinsatzma-
nagement ist, zeigen auch die Probleme des Lan-
desamtes für Besoldung und Versorgung. Wochen-
lang haben Tausende studentische und wissen-
schaftliche Mitarbeiter an den Universitäten auf ihr 
Gehalt gewartet. Aktuell sind es leider immer noch 
1.500 Uni-Mitarbeiter. Ein flexibles Personalein-
satzmanagement hätte geholfen, Spitzen abzufan-
gen und die Gehälter zügig auszuzahlen.  

(Vorsitz: Präsidentin Carina Gödecke) 

Zugleich werde ich in meinem Wahlkreis von vielen 
Pensionären angesprochen, die monatelang auf ih-
ren Beihilfebescheid warten. Auch dieses Beispiel 
zeigt: Es gibt noch viel organisatorischen Hand-
lungsbedarf.  

Bevor Sie sich nicht unmissverständlich zu einem 
zentralen Personaleinsatzmanagement bekennen, 
können wir Ihrem Gesetzentwurf nicht zustimmen. 
Unsere Positionen haben wir in dem Entschlie-
ßungsantrag dargelegt.  

Abschließend wage ich allerdings schon heute eine 
Prognose: Sie kommen früher oder später nicht um 
Strukturveränderungen beim Personal herum. – 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Jung. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht Herr Kollege Mostofizadeh. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Kollege 
Jung, Sie haben jetzt zu einem Thema gesprochen, 
das vielleicht mit dem Landtag zu tun haben könnte, 
aber nicht mit dem Landesamt für Finanzen.  

Ich will es an dieser Stelle relativ kurz machen. Wir 
werden dem Gesetzentwurf der Landesregierung 
zustimmen.  

Alles, was Sie über PEM erzählt haben, ist unzutref-
fend. Sie haben PEM damals eingerichtet, um Stel-
len abzubauen. Unter anderem in der Finanzverwal-
tung haben Sie qualifizierte Leute für teures Geld 
nach Hause geschickt.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Jetzt müssen wir die Probleme an der Stelle lösen.  

Wir sind selbstverständlich – das hat der Minister im 
Ausschuss auch vorgetragen – an einer Weiterqua-
lifizierung von Personal, um es auch an anderen 
Stellen einsetzen zu können, interessiert. Das hat 

aber alles nichts mit dem Thema zu tun, das hier 
auf dem Tisch liegt; das ist schlicht falsch.  

Lieber Kollege Jung, wir werden das Thema sicher-
lich aufgreifen, wenn es nötig ist. Und wir werden 
dem Gesetzentwurf heute so zustimmen und die 
Entschließungsanträge, die vorgelegt wurden, ab-
lehnen.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Mostofizadeh. – Für die FDP-Fraktion 
spricht Herr Kollege Witzel. 

Ralf Witzel (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Um den Spannungs-
bogen bei Herrn Hahnen und anderen nicht allzu 
sehr zu überdehnen: Wir werden das LaFin heute 
im Hohen Hause ablehnen. Es hat zwar einzelne 
vernünftige Ansätze, aber eben nicht nur. Viele 
wichtige Fragestellungen werden nicht in befriedi-
gender Art und Weise geregelt.  

Richtig ist – deshalb ist von uns auch nie kritisiert 
worden, dass an diesem Gesetz alles falsch sei –, 
dass man Landeskassen besser in einem Landes-
amt ansiedelt als in einer Bezirksregierung. Das ist 
für uns nachvollziehbar.  

Ob man die Aufgabenstellungen von EPOS von ei-
nem LaFin wahrnehmen lassen muss, ist Ge-
schmackssache. Das kann man auch anders orga-
nisieren. Es ist auch in den letzten Jahren anders 
organisiert worden. Wir müssen sowieso gucken, 
wie sich der Prozess EPOS, den ja alle Fraktionen 
mal angestoßen haben, weiterentwickelt. Wir wis-
sen – bei ehrlicher Betrachtung – alle, dass es Um-
setzungsprobleme gibt; die werden aus der Praxis 
gemeldet.  

Wir müssen – deshalb haben wir im Parlament Ar-
beitsgruppen dafür eingerichtet – den Prozess also 
ohnehin weiter begleiten und gucken, welche Vor- 
und Nachteile es für den Haushaltsgesetzgeber mit 
sich bringt, wenn man immer stärker in Produkt-
haushalte einsteigt. Ob man dafür die Strukturen 
eines LaFin braucht, ist allerdings die Frage. 

Herr Finanzminister, der wichtigste Punkt ist aber, 
dass Sie leider nicht konsequent das machen, was 
Ihnen der Landesrechnungshof vor zwei Tagen 
empfohlen hat, nämlich eine Strategie zu entwi-
ckeln, wie Sie die Personalausgaben in den Griff 
bekommen. Dann müssen Sie sich natürlich auch 
über die Strukturen Gedanken machen. Genau das 
wäre hier notwendig gewesen. 

Wenn Sie noch Ergänzungswünsche zur Aufgaben-
stellung des Personaleinsatzmanagements gehabt 
hätten, hätten Sie das PEM ja gerne auch in Ihrem 
Sinne weiterentwickeln können. Dass Sie hier aber 
ohne Not die gesetzlichen Grundlagen auslaufen 
lassen – das Gesetz ist nun mal befristet gewesen, 
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wie es bei Gesetzen üblich ist – und die Struktur 
nicht in der Form des Personaleinsatzmanage-
ments – PEM – fortführen, das halten wir allerdings 
für falsch, gerade nach den dringenden Warnungen, 
die der Landesrechnungshof gegeben hat. Wir 
müssen die Personalkosten in den Griff bekommen. 
Das geht nur mit Strukturreformen, wenn man die 
Beschäftigten nicht überfordern will. 

Genau dafür – es ist hier eben in Teilen falsch dar-
gestellt worden – sind diese Modelle praktiziert wor-
den, mit vielen positiven Begleiterscheinungen. Sie 
können in diesem Land viele dankbare Schulleiter 
antreffen, die sagen: Wenn sich das Land von be-
stimmten administrativen Aufgaben trennt oder sie 
zurückführt und dann Personal als Schulverwal-
tungsassistenten zur Verfügung stellt, damit gut 
ausgebildete, qualifizierte Lehrer nicht für einen Teil 
ihrer Stelle eine Schulbibliothek verwalten oder die 
Turnhalle in Schuss halten müssen, sondern voll 
ihrer pädagogischen Arbeit nachgehen können, 
dann ist das auch eine Frage von Effizienz, von 
sinnvollem Personaleinsatz und von qualifikations-
adäquater Verwendung von Menschen, die ent-
sprechend ausgebildet und im öffentlichen Dienst 
des Landes tätig sind. 

Diese Strukturen des Personaleinsatzmanagements 
gefährden Sie völlig unnötig. 

Der Auftrag des PEM hat auch ganz unterschiedli-
che Facetten umfasst, nicht nur sehr einseitig ein-
zelne Aspekte, die die Koalitionsfraktionen eben 
genannt haben. Das PEM hatte selbstverständlich 
einen strukturkonsolidierenden Auftrag, diente aber 
sehr wohl auch der Weiter- und Nachqualifizierung. 
Diese Frage ist brandaktuell. Deshalb müssten wir 
das PEM stärken, anstatt es unterzuordnen. Als ein 
Zweig im LaFin umfasst es ja voraussichtlich weni-
ger Kompetenz und Aufgabenbreite, als dies früher 
der Fall war. 

Einer meiner Vorredner hat schon den aktuellen Fall 
der Portigon AG mit 2.600 Stellen angesprochen. 
Diese Gesellschaft hat in ihren eigenen operativen 
Festlegungen klare, radikale Abbaupfade zur Zu-
rückführung des Personals verabredet. Das Land ist 
als 100%iger Eigentümer der Portigon AG trotzdem 
in der Verantwortung, für Kosten für Landesbank-
beamte aufzukommen. Deshalb muss es sich früh-
zeitig einbringen und einmal überlegen: Welche Al-
ternativen gibt es? Kann man nicht an anderer Stel-
le Neueinstellungen unterlassen, indem man dort 
Personal einsetzt, das ohnehin vorhanden ist und 
letzten Endes vom Land bezahlt wird? – Das sind 
auch zukünftig sinnvolle Aufgaben für ein Personal-
einsatzmanagement. 

Präsidentin Carina Gödecke: Ihre Redezeit. 

Ralf Witzel (FDP): Wir halten diese neue strukturel-
le Aufstellung deshalb für falsch. 

(Beifall von der FDP) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Witzel. – Für die Piraten spricht der Kollege 
Stein. 

Robert Stein (PIRATEN): Vielen Dank. – Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich kann 
mich kurz fassen. Wichtig ist, dass wir ein internes 
Personaleinsatzmanagement haben. Ob es nun 
PEM heißt oder Landesamt für Finanzen, ist zweit-
rangig. Vielleicht sind wir auch noch nicht lange ge-
nug dabei, um diese historische Debatte hier ab-
schließend bewerten zu können. 

(Marc Herter [SPD]: Das ist aber eine richtige 
Bemerkung! Historische Debatte!) 

– Genau! – Daher gebe ich die Empfehlung ab, 
dass wir uns hier erst mal enthalten, weil es eigent-
lich keine Rolle spielt, wie das Ganze heißt. Wichtig 
ist, dass es gemacht wird. – Danke. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Stein. – Für die Landesregierung spricht 
Herr Minister Walter-Borjans. 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr Witzel, 
Sie hätten es kurz machen und sagen können – 
auch nach dem, was Sie im Haushalts- und Finanz-
ausschuss schon ausgeführt haben –: Das, was 
hier auf die Beine gestellt wird, ist eigentlich ganz 
vernünftig. – Man kann, wenn man Opposition ist, 
im Moment aber offenbar nicht zustimmen. Deswe-
gen entscheiden Sie sich so, wie Sie sich entschie-
den haben. 

Ich glaube, wir haben alle Gründe, warum aus dem 
LPEM das LaFin wird, aufgezeigt. Wir haben ge-
sagt, dass vernünftige Dinge, die im LPEM enthal-
ten waren, übernommen werden. Wir haben sogar 
in den Haushaltsverhandlungen für „Vorfahrt für 
Weiterbeschäftigung“ 20 zusätzliche Plätze ge-
schaffen, mit denen wir sicherstellen können, dass 
Dienstunfähigkeit eben nicht in eine vorzeitige Pen-
sionierung mündet, sondern eine neue Beschäfti-
gung gefunden werden kann. Die guten Elemente 
sind enthalten. Die anderen Elemente, die nicht in 
eine oberste Landesverwaltung gehören, werden 
mit einbezogen. 

Damit haben wir ein rundes Paket. Dem könnte 
man zustimmen. Wenn man das aus anderen 
Gründen nicht kann, muss man sich eben anders 
entscheiden. Ansonsten wäre ich dankbar, wenn 
Sie zustimmen würden. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 
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Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. – Das bleibt auch 
so. Dann schließe ich die Beratung.  

Wir kommen zur Abstimmung. Erstens stimmen wir 
über den Gesetzentwurf Drucksache 16/2556 ab. 
Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt in 
seiner Beschlussempfehlung Drucksache 
16/3463, den Gesetzentwurf unverändert anzuneh-
men. Wer möchte dem zustimmen? – Das sind die 
Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen. 
Wer stimmt dagegen? – Die wenigen anwesenden 
Mitglieder von CDU und FDP. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN – Christian Möbius [CDU]: Zählen 
Sie doch mal bei der SPD nach!) 

Wer enthält sich? – Die Piratenfraktion. Dann ist mit 
dem festgestellten Abstimmungsergebnis die Be-
schlussempfehlung angenommen und der Gesetz-
entwurf in zweiter Lesung verabschiedet. 

Zweitens kommen wir zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/3456. Wer stimmt dem zu? – 
Sechs Vertreter der CDU. 

(Christian Möbius [CDU]: Parteiische Präsi-
dentin!) 

Wer stimmt dagegen? – SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen. Wer enthält sich? – FDP und Piraten. Dann 
ist mit dem festgestellten Abstimmungsergebnis der 
Entschließungsantrag abgelehnt.  

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 15. 

(Walter Kern [CDU]: Unverschämtheit!) 

– Wenn es Beschwerden gibt, können Sie gerne 
gleich zu mir kommen. 

(Beifall von der SPD – Josef Hovenjürgen 
[CDU]: Unglaublich!) 

– Ich habe ja gesagt, dass Sie sich gerne bei mir 
persönlich beschweren können. Dann brauchen Sie 
Ihre Stimme nicht so anzustrengen. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 

16 Neuntes Gesetz zur Änderung des Abgeord-
netengesetzes 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/2897 

Beschlussempfehlung  
des Hauptausschusses 
Drucksache 16/3464  

Entschließungsantrag  
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/3469 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die SPD-
Fraktion Frau Kollegin Müller-Witt das Wort.  

Elisabeth Müller-Witt (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich will es relativ kurz 
machen. Der vorliegende Gesetzentwurf der Piraten 
ist eine durchaus nachvollziehbare Reaktion auf die 
in anderen Bundesländern lang geübte Praxis der 
Beschäftigung von Familienangehörigen durch Ab-
geordnete. So nicht in NRW.  

Das ist aber nicht der Grund, weshalb wir heute 
dem Antrag der Piraten nicht zustimmen können 
und ihm auch im Hauptausschuss nicht zustimmen 
konnten. Vielmehr sind auch wir der Überzeugung, 
dass das Abgeordnetengesetz überarbeitet werden 
sollte, allerdings nicht nur im Hinblick auf die Ver-
wendung der Mitarbeiterpauschale, sondern auch, 
um eine transparente und saubere Lösung für be-
zahlte Nebentätigkeiten von Abgeordneten zu nor-
mieren.  

Deswegen haben wir gemeinsam mit unserem Koa-
litionspartner Bündnis 90/Die Grünen sowie mit den 
Fraktionen von CDU und FDP zur heutigen Bera-
tung einen Entschließungsantrag vorgelegt. Mit die-
sem Entschließungsantrag soll der schon zwischen 
Hauptausschuss und Ältestenrat vereinbarte Bera-
tungsprozess in puncto Nebentätigkeiten um die 
Verwendung der Mitarbeiterpauschale erweitert 
werden. Dabei sollen die Ergebnisse aus der im Ja-
nuar dieses Jahres stattgefundenen Anhörung zum 
Nebentätigkeitsrecht neben dem in anderen Bun-
desländern bei der Beschäftigung von Familienan-
gehörigen ausgelösten öffentlichen Diskurs in einen 
Gesetzentwurf einbezogen werden. Ziel ist es, ein 
Gesetz zu erhalten, welches für die notwendige 
Schärfung möglicher Ungenauigkeiten im beste-
henden Gesetz sorgt. 

In diesem Sinne wäre es zu begrüßen, wenn die 
Fraktion der Piraten sich diesem Entschließungsan-
trag anschließen würde, sodass ein Beschluss aller 
Fraktionen über alle Fraktionsgrenzen hinweg zu-
stande käme. – Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin. – Für die CDU-Fraktion spricht Herr Kolle-
ge Jostmeier. 
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